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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit hat der Rechtswissenschaftlichen Abteilung 
der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen  Fakultät der Universität 
Tübingen als Dissertation vorgelegen. Das Manuskript wurde im De-
zember 1969 abgeschlossen. Später veröffentlichte  Li teratur und Recht-
sprechung konnte nur noch vereinzelt und am Rande berücksichtigt 
werden. 

Herrn Professor  Thomas  Oppermann  danke ich für die mir einge-
räumte Freiheit und seine verständnisvolle Kr i t i k , die mir bei aller 
Unterschiedlichkeit der Standpunkte wesentliche Anregungen gab. I n 
besonderem Maße schulde ich Dank meinem verehrten Lehrer Professor 
Adolf  Schüle  t , der mich in den Problemkreis der Arbeit einführte und 
sie noch vor seinem Tode mi t wertvollen Hinweisen förderte. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann  danke ich für die Auf-
nahme der Arbeit in diese Reihe. 

Stuttgart, im Frühjahr 1970 

Dieter  Stammler 
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Einleitung 

I . Methodische Vorbemerkung 

Die vorliegende Arbeit verfolgt  das Ziel, den Standort der Presse-
freiheit  innerhalb der Verfassungsordnung des Grundgesetzes neu zu 
überdenken. Wenn das Grundgesetz sich selbst als „freiheitliche demo-
kratische Grundordnung" versteht, so stellt es sich in einen geschicht-
lichen Zusammenhang, der durch die politischen Ideen des Liberalismus 
und der Demokratie sowie durch das zwischen ihnen bestehende Span-
nungsverhältnis gekennzeichnet ist. Es trägt damit dem Verfassungs-
juristen auf, die liberale Freiheitsidee und den demokratischen Teilhabe-
gedanken aus dem antithetischen Gegenüber herauszuführen  und in ge-
genseitige Zuordnung zu bringen. Diese Aufgabe stellt sich — jedesmal 
aufs neue — insbesondere bei der Interpretation der Grundrechte, die 
den politischen Prozeß innerhalb des Gemeinwesens konstituieren und 
aktivieren. 

Bei kaum einem anderen Grundrecht wi rd das Zusammentreffen 
liberaler und demokratischer Verfassungskomponenten deutlicher und 
ist die Standortbestimmung umstrittener als bei der Pressefreiheit.  Die 
vorherrschenden Theorien zur Pressefreiheit,  insbesondere im verfas-
sungsrechtlichen Schrifttum, sind immer noch sehr stark von einem ein-
seitig liberalen Verständnis des Grundrechts als individuellem Freiheits-
recht her geprägt. Die Argumentation ist überwiegend ideengeschichtlich 
und läßt die grundlegenden Veränderungen, denen die soziale Institution 
Presse seit der Zeit des bürgerlichen Liberalismus unterworfen  war, 
außer Betracht. Wenn die Pressefreiheitstheorie  sich jedoch von dem 
„gesamtgesellschaftlichen Unterbau" (Wiethölter)  löst, so gi l t auch für 
sie der Vorwurf, den Wiethölter der deutschen Jurisprudenz allgemein 
macht: „Die heute erwachende und erwachsende politische Gesellschaft 
unserer Tage tastet sich voran, testet Demokratisierungschancen, orien-
t iert sich neu, und dies alles ohne wirkliche Hilfe der Rechtswelt1." 

Der Verfasser  unternimmt daher mit der vorliegenden Arbeit den 
Versuch, die Bedeutung der Pressefreiheit  aus dem Bezugssystem libe-
raler und demokratischer Verfassungsprinzipien  und gleichzeitig unter 
Berücksichtigung der tatsächlichen Gegebenheiten in der „Institution 
Presse" neu zu erschließen. Er geht dabei mit Denninger  von der Vor-

1 Wiethölter , Rechtswissenschaft, S. 37. 
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Stellung aus, daß sich die volle Bedeutung der Grundrechte „nur dem 
historischen Bewußtsein erschließt, das sich bemüht, die ideengeschicht-
lichen, politischen und sozialen Auseinandersetzungen in ihren Zusam-
menhängen und Wechselwirkungen zu begreifen" 2. 

Entsprechend dieser methodischen Leitl inie beginnt die Arbeit mit 
einer Analyse der Presse als sozialer Institution unter Berücksichtigung 
ihrer historischen Entwicklung. Auf dem Hintergrund dieser Realanalyse 
erfolgt  im Mitteltei l der Arbeit eine verfassungsrechtliche  Darstellung 
der Entwicklung der Pressefreiheitsidee,  der sich der Versuch einer 
eigenen Standortbestimmung anschließt. Im dritten Teil der Arbeit wer-
den aus diesen allgemeinen Überlegungen zur Pressefreiheit  Schlußfol-
gerungen für die innere Organisation der „Institution Presse" gezogen 
und Kriterien für eine Pressereform  entwickelt. 

I I . Begriffsbestimmungen 

Zunächst sollen allerdings der besseren Verständigung wegen einige 
grundlegende Begriffe,  die im folgenden immer wieder auftreten wer-
den, kurz definiert  werden. Es sind dies die Begriffe  „Massenmedien", 
„Presse", „Zeitung" und „Zeitschrift". 

1. Massenmedien 

Der von der angelsächsischen Soziologie geprägte Begriff  „Massen-
medien" hat sich in jüngster Zeit auch in Deutschland als Oberbegriff 
für die neuzeitlichen Masseninformationsmittel  eingebürgert. Der Begriff 
selbst weist auf zwei wesentliche Charakteristika der Massenmedien 
hin: Ihre geistig-mediale Funktion und ihre Verbreitung unter einem 
anonymen „Massen"-Publikum. Mi t Löffler 8 können die Massenmedien 
daher als „Unternehmen oder Institutionen, die sich mit dem technischen 
Mit tel der Massenvervielfältigung geistiger Sinngehalte der Unterrich-
tung, Erbauung oder Unterhaltung des Publikums widmen" bezeichnet 
werden. Im Gegensatz zu Löffler,  der auch die Schallplatte zu den Mas-
senmedien zählt, sollen jedoch hier in Anlehnung an den internationalen 
Sprachgebrauch4 unter diesem Begriff  lediglich die Medien Presse, Ra-
dio, Fernsehen und Fi lm zusammengefaßt werden5. 

2 Denninger,  Die Grundrechte, bei Wiethölter,  Rechtswissenschaft, S. 335. 
8 Massenmedien, Presse, Zeitung und Zeitschrift als Rechtsbegriff,  in: Fest-

schrift für Bappert, S. 119 f. 
4 Vgl. UN-Year Book 1966, Stichwort „Mass Communication" im Tätig-

keitsbericht der UNESCO, S. 993. 
5 So auch Oppermann,  Kulturverwaltungsrecht, S. 477. 
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2. Presse 

Erheblich umstrittener ist, was unter dem Begriff  „Presse" zu ver-
stehen sein soll. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch war „Presse" 
ursprünglich der Sammelbegriff  für alle Erzeugnisse der Buchdrucker-
presse bzw. für die auf diesem Gebiet tätigen Unternehmen. In jüngster 
Zeit zeigt sich jedoch eine zunehmende Tendenz, den Begriff  „Presse" 
auf die periodisch erscheinenden Presseerzeugnisse, also Zeitungen und 
Zeitschriften, sowie auf deren gewerbliche Hilfstätigkeiten (Nachrichten-
agenturen, Korrespondenzbüros etc.) zu verengen6. Demgegenüber liegt 
dem früheren  Reichspressegesetz sowie den neueren Landespressege-
setzen ein sehr weiter Pressebegriff  zugrunde. So wi rd in § 7 Abs. 1 
ba-wü PrG der Begriff  des „Druckwerks" definiert  als „alle mittels der 
Buchdruckerpresse oder eines sonstigen zur Massenherstellung geeig-
neten Vervielfältigungsverfahrens  hergestellten und zur Verbreitung 
bestimmten Schriften, besprochenen Tonträger, bildlichen Darstellungen 
mit und ohne Schrift  und Musikalien mit Text oder Erläuterungen". 

Wenn im folgenden von der „Presse" die Rede ist, so w i rd darunter 
lediglich die periodische Zeitungs- und Zeitschriftenpresse  verstanden, 
soweit sich nicht ausdrücklich bzw. aus dem Zusammenhang etwas an-
deres ergibt. Davon zu unterscheiden ist allerdings die „Presse" als Ver-
fassungsbegriff,  auf den insbesondere im zweiten Teil der Arbeit näher 
einzugehen und der dort auch zu definieren sein wird. 

3. Zeitung, Zeitschrift 

Zeitung und Zeitschrift  bilden zusammen die „periodische Presse". 
Ihre Entwicklung von den „Neuen Zeitungen" des 16. Jahrhunderts bis 
zu den heutigen Massenperiodika wi rd ausführlich im ersten Teil der 
Arbeit dargestellt. An dieser Stelle sollen lediglich in allgemeiner Form 
Kriterien für die Unterscheidung zwischen „Zeitung" und „Zeitschrift" 
herausgearbeitet werden. 

Das Charakteristische der Zeitung besteht darin, daß sie in kurzer, 
regelmäßiger Folge Nachrichten und Kommentare zum aktuellen Gegen-
wartsgeschehen einem breiten Publikum vermittelt. Die Zeitschrift  dient 
demgegenüber einem inhaltlich begrenzten Aufgabenbereich,  von dem 
her auch der Umfang der Stoffdarbietung  und der Verbreitung grund-
sätzlich begrenzt sind7. Der wesentliche Unterschied zwischen Zeitung 

6 Dieser engere Pressebegriff  lag auch einigen inzwischen außer Kraft ge-
tretenen Nachkriegspressegesetzen, wie dem hamb. G über die Selbstverwal-
tung der Presse vom 3. 10. 1949 (§ 1) sowie dem Referentenentwurf  zu einem 
Presserechtsrahmengesetz des Bundesinnenministeriums (Lüders-Entwurf, 
§11) zugrunde. 

7 Vgl. Löffler,  Massenmedien, Presse, Zeitung und Zeitschrift als Rechts-
begriff,  in: Festschrift für Bappert, S. 126; Dovifat,  Zeitungslehre Bd. 1, 
S. 8. 

2 Stammler 


